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Anlage 9 zur GRDrs 861/2013
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2014
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),

Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	51-00-1
51001100

	Jugendamt
	A 11
	Sachbearbeiter/-in
	1,0

	KW 01/2018
	83.400 €


1
Antrag, Stellenausstattung
Im Kontext mit dem Rechtsanspruch für unter 3-Jährige auf einen Betreuungsplatz werden sich in erheblichem Umfang allgemeine und einzelfallbezogene Aufgabenstellungen ergeben. Damit die neu anfallenden Aufgaben bewältigt werden können, wird die Schaffung von einer 1,0 Stelle in Besoldungsgruppe A 11 beantragt (vgl. GRDrs 168/2013).
2
Schaffungskriterien

Der Kindergartenrechtsanspruch wurde gesetzlich auch auf Kinder unter drei Jahren erweitert (§ 24 SGB VIII). Dieser Rechtsanspruch kann zumindest in den nächsten Jahren noch nicht erfüllt werden, so dass aufgrund der Mangelsituation an Plätzen für Kinder unter drei Jahren zusätzliche, neue und erweiterte Aufgaben vom Jugendamt gestemmt werden müssen.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Zum ab dem 1. August 2013 einklagbaren Rechtsanspruch auf einen bedarfsgerechten Betreuungsplatz für Kinder sind seit Januar 2013 ein Rechtsgutachten im Auftrag des Deutschen Instituts für Jugendhilfe und Familienrecht und ein Rechtsgutachten des Deutschen Städte- und Gemeindetags bekannt. Die Gutachten widersprechen sich in ihren wesentlichen Teilen nicht. Darüber hinaus wurde das Jugendamt einmalig von Herrn Prof. Dr. Wabnitz rechtswissenschaftlich zum Kindergartenrechtsanspruch für unter 3-Jährige beraten.

Danach ergibt sich folgendes Bild:

· Der einklagbare Rechtsanspruch besteht für Kinder ab Vollendung des ersten bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres.

· Der Rechtsanspruch besteht ab 1. August 2013. Landesrecht setzt vorher die Anmeldung des Bedarfs voraus. Die Frist zwischen der Bedarfsanmeldung und dem Anspruch auf Erfüllung beträgt 6 Monate.

· Der Rechtsanspruch richtet sich ausschließlich an den öffentlichen Träger der Jugendhilfe, also gegen die Landeshauptstadt Stuttgart und zwar auf einen Betreuungsplatz in einer Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege.

· Kann dem Betreuungswunsch nicht Folge geleistet werden, können sich Haftungsansprüche ergeben. Hierfür kommt eine Reihe von gesetzlich normierten oder richterrechtlich anerkannten Anspruchsgrundlagen in Betracht. 

Bereits jetzt kündigen Anwälte an, Familien bei der Durchsetzung von Ansprüchen zu unterstützen. Wie hoch die Anzahl der klagenden Familien tatsächlich sein wird, ist nicht vorherzusagen. Sicher ist allerdings, dass eine Vielzahl von ablehnenden Verwaltungsakten erlassen werden muss, die sich auf den Einzelfall beziehen.

Aus diesen Gründen wurde die Verwaltung mit GRDrs 168/2013 bereits ermächtigt, eine Vollzeitkraft bis 31.12.2013 außerhalb des Stellenplans einzustellen.

Aufgaben der Sachbearbeiterstelle ist es, die Geltendmachung von Rechtsansprüchen zu bearbeiten, Verwaltungsakte zu erlassen und – da jede Klage einen Einzelfall abbildet – die individuellen Fakten zusammenzutragen und zu beschreiben. 
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

-
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Aufgaben im Kontext mit dem Rechtsanspruch für unter 3-Jährige auf einen Betreuungsplatz (insb. auch beim Verwaltungs-, Widerspruchs und Klageverfahren) können nicht oder nur sehr zeitverzögert und schleppend wahrgenommen werden.
4
Stellenvermerke

KW 01/2018






